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* 2 >ic Politik der Sicherheit
Ein großer Teil der deutschen Presse hat die Stelle

aus dem Briefe Macdonalds , in welcher von dem
Problem der Sicherheiten gesprochen wird,
dahin interpretiert , daß Macdonald geneigt sei, sich in
dieser oder jener Form den französischen Wünschen aus
Neutralisierung des linken Rheinufers anzupassen .
Wir haben von vornherein betont, daß Macdonalds
Ausführungen, wenn sie richtig verstanden werden sol -
len, eine beiderseitige CntmilitarisieriMg oder
Neutralisierung gewisser Grenzstreifen vorschlagen und
grundsätzlich nicht nur Frankreich Sicherheiten vor et-
waigen deutschen Angriffen, sondern auch Deutschland
Sicherheiten vor etwaigen französischen Angriffen zu-
billigen. Und die Londoner offiziösen Kommentare
haben die Richtigkeit dieser unserer Auffassung bestä-
tigt .

Daß die ganze Frage für uns von entscheidender
Wichtigkeit ist, wird heute von jedem deutschen Volks -
genossen erkannt . And das dieser Tage veröffentlichte
französische G e l b b u ch enthüllt nun auch vor den
Augen der ganzen Welt in sozusagen offizieller Weise
die Richtlinien der französischen Politik , wie sie bereits
in den Tagen des Waffenstillstandes vorgezeichnet wa-
ren , und wie sie den traditionellen historischen Tenden-
zen dieser Politik entsprechen. Cs ist der K a m p f u m
den Rhein , um den es sich bei der ganzen Frage
handelt. Der französische Generalissimus Foch hat die
Sachlage ganz richtig formuliert, indem er sagte : „Ist
man Herr des Rheines , ist man Herr des ganzen Lan-
des. Steht man nicht am Rhein , so hat man alles ver-
loren!

"

Man muß sich diesen Jahrhunderte langen Kamps um
den Rhein vor Augen halten und die These Fochs ihrer
ganzen Bedeutung nach würdigen, wenn man die Ge-
fühle des französischen Nationalismus
verstehen will . Für diese Kreise hat es sich eben nicht
bloß um Clsaß-Lothringen gedreht , sondern um die Ge-
legenheit, die Herrschaft über den Rhein
und damit über Mitteleuropa erringen zu können . Und
es ist von ihrem Standpunkt aus konsequent gedacht,
wenn sie sagen , der Krieg sei sür Frankreich verloren,
da er die volle Herrschaft über den Rhein nicht ge-
bracht habe .

Daß jene Kreise den Weltkrieg im Sinne einer Po -
litik der Herrschast über den Rhein abschließen zu kön-
nen hofften , beweist , daß ihnen historisches Denken und
weltpolitisches Kalkulieren fremd sind . Denn solange
England eine selbständige , auf den Kontinent hinüber-
greifende Politik betreibt , d . h . feit den Tagen der
Plantagenet 's , hat es nicht geduldet, daß Frankreich
die Rheinlinie in feinen Besitz oder unter seinen Ein -
fluß bringt. Und die französischen Revolutionsgene -
rale, sowie später Napoleon I . selbst haben die Feind -
fchast Englands durch nichts schneller heraufbeschworen ,
als durch ihre Croberungszüge nach Holland, nach dem
Maingebiet und in den Schwarzwald . Cs war nicht
nur die politische Propaganda , die sie vorwärts trieb ,
sondern der dem französischen Volke nun einmal einge-
wurzelte Drangnach dem Rhein und seiner Ve -
herrschung.

Die englische Politik bei den Friedensverhai^d-
lungen war allerdings manchmal nur zu geeignet, die
Hoffnungen des französischen Nationalismus zu bele -
ben . Ja , man kann sagen, daß überhaupt erst in den
letzten Jahren die englische Politik die Gefahren
wiedei richtig begriffen hat, die dem Kontinent und da-
mit auch England selbst von der französischen Rhein -
Politik her drohen . Erst die Besetzung der Ruhr hat
allen Engländern die Augen geöffnet. Und seitdem
versteift sich der britische Widerstand von Tag zu Tage .

Poincare versucht nun, den Kampf um den Rhein
auf ein anderes Gebiet hinüberzuspielen, und zwar auf
das Gebiet des Problems der Sicherheiten .
Cs ist jedoch schon heilte ohne weiteres klar, daß die
Alliierten Frankreich wohl an sich auf dieses Gebiet sol-
gen, dabei aber keineswegs die französische A u s s a s -
s u n g akzeptieren werden . Denn diese Auffassung
ist vollkommen einseitig, egoistisch und ungerecht . Sie
geht von der Annahme aus , daß n urDeutschland
angreifen könne , und daß deshalb auch nur
Deutschland aus seinem Staatskörper jene G e-
biete hergeben müsse, aus denen dann die von
Frankreich gewünschten Pufferstaaten am
Rhein gebildet werden , Pufferstaaten , die dann mili -

tärifch und wirtschaftlich durchaus unter der Hegemonie
Frankreichs zu stehen hätten.

Eine solche Politik werden England und Italien be--
stimmt nicht mitmachen . Und darin besteht die histo -
rische Bedeutung des Macdonald '

schen Briefes , daß
darin von beiderseitigen Neutralisierungen ge-
wisser Bezirke gesprochen wird, und auch diese Maß -
nähme nur als Notbehelf gedacht ist bis zu dem Mo -
ment , wo der wahre Völkerbund aller Staaten der
Erde die Garantie für die Sicherheit übernimmt. Na -
türlich ist mit einer solchen Auffassung dem französi-
sehen Nationalismus nicht gedient. Müßte Deutsch-
land etwa einen 50 Meilen tiefen Gebietsstreifen an
seiner Westgrenze entmilitarisieren und neutralisieren,
so müßte Frankreich das gleiche an seiner
O st g r e n z e tun . Damit wäre der Kampf um den
Rhein in einer Weise beendet, der vielleicht dem allge-
meinen Friedensgedanken, sicherlich aber nicht den
Wünschen des französischen Nationalismus genügen
würde.

Und doch könnte keine anders Lösung, als die von
Macdonald vorgeschlagene , in Betracht kommen, wenn
man wirklich gerecht versahren will . Man sollte
Frankreich mit allem Nachdruck daran erinnern, daß es
im Lauf der Geschichte nicht die deutschen Angriffe über
den Rhein hinaus gewesen sind, die Frankreichs Exi-
stenz bedrohten , sondern, daß es die französischen
Croberungszüge gewesen sind , die
Deutschlands Existenz bedrohten ! Für
Deutschland ist der Besitz der Rheinlinie eine Frage
des Defensivinteresses, für Frankreich aber eine solche
des Offensivinteresses . Die Rheinlinie soll
der große Brückenkopf gegen Osten sein , der Brücken -
köpf, der es Paris ermöglicht , Deutschland und damit
ganz Mitteleuropa fortgesetzt unter den Druck des fran-
zösischen Daumens zu halten .

Cs ist gut, daß man heute in der ganzen Welt weiß ,
welche annektionistischen Pläne Frankreich durch seinen
Ruf nach Sicherheiten zu übertönen versucht. Und es
ist wohl kaum damit zu rechnen, daß die Alliierten in
die Falle gehen werden . Das entbindet uns Deutsche
nicht von der Pflicht einer aktiven Politik . Und deshalb
ist es zu begrüßen , daß im Namen des ganzen dent -
sehen Volkes der Reichsaußenmini st er dieser
Tage erklärt hat, Deutschland werde sich nie und nim-
mermehr mit einer Regelung abfinden , die den Bestand
des Reichs antastet und den französischen Annektions-
gelüsten irgendwie entgegenkommt .

Die Frage der Erhöhung der BeamtengehSlter
Am Montag hat im Reichsfinanzministerium zu Berlin eine

Besprechung mit den Ländervertretern begonnen, die sich n»iit
der Frage der Erhöhung der Beamtengehälter befaßt . Es
werden dabei Vertreter der Beamtenorganisationen voraus -
sichtlich zugezogen und es handelt sich um die seinerzeit ins
Auge göfaßte Erhöhung der Gehälter um 20 Prozent . Ob
das schon zum 1 . April möglich sein wird , und wie die Deckung
dasür nach erfolgtem Beamtenabbau geschaffen wird, ist eine
im Augenblick noch nicht ganz geklärte Frage , zumal der Ab-
bau der Beamtenschaft selbst vorläufig nur verhältnismäßig
geringe Ersparnisse erbringt .

Kurze Oacdricdten
ReichsaunenMinister Dr . Stresemann beabsichtigt nicht mehr

für einen Wahlkreis zu kandidieren, vielmehr er sich nur
an die Spitze der Reichswahlliste setzen lassen . Veranlassung
zu diesem Entschluß dürften die internen Vorgänge in der
Partei gegeben haben.

Der Prozeh gegen Zeigner . Der Prozeß gegen den früheren
sächsischen Ministerpräsidenten Zeigner und seinen Mitange -
klagten Moebius findet am 14. März vor dem Leipziger Land-
geeicht statt . Für die Verhandlungen sind 2 Tage in Aussicht ge-
nommen . Für den Prozeß ist der große Schwurgerichtssaal
in Aussicht genommen. Die Verhandlung ist öffentlich.

Eine Bank der Freien Gewerkschaften soll in Berlin er-
richtet werden . Die Zahl der Gewerkschaftsbeamten ist in den
letzten Jnflationsmonaten auf die Hälfte vermindert wurden .
Die Markstabilisierung hat auch hier einen Umschwung gebracht
und auch die Mitgliederzahl, die im letzten Jahre von 8 auf
7 Millionen gesunken war , steigt wieder an . Einen allmäh -
lichen Aufschwung nehmen auch die christlichen und demo-
kratischen Gewerkschaften .

Erhöhung der Eisenbahntarife in Frankreich. Gleichzeitig
mit der Erhöhung der Personentarife ist von Montag ab in
Frankreich die Erhöhung der Gütertarife um 12X Prozent
vorgenommen worden.

Das neue Kabinett Theunis . Nach einem vom Pariser
„ Jntrairsigeant " veröffentlichten Brüsseler Telegramm bat
Theunis definitiv fein Ministerium gebildet. Die neuen Ml-
nister haben bereits den Eid aus die Verfassung geleistet.
Man glaubt , daß Theunis sein Kabinett bereits Donnerstag
dein Parlament vorstellen wird.

Die Frage der IKeickstags-
auklösung

In der Frage der Reichstagsauflösung hat sich kein neues
Moment ergeben . Won Regierungsseite wird neuerdings ver-
sichert, daß in dieser Angelegenheit zwischen dem Reichskanzler
und dem Reichspräsidenten keinerlei Meinungsverschiedenheiten
beständen ; die Regierung beharre bei der Auffassung, daß sie
eine Spezialdiskussion über die Anträge zu lebenswichtigen
Notverordnungen nicht zulassen könne . Daß der Reichstag
aufgelöst werden müsse, wenn das auf Grund des 'Ermäch-
tigungsgesetzes geschaffene Verordnungswerk in seinen wesent-
lichen Beistandteilen gefährdet werde, sei übereinstimmende
Meinung des Reichskanzlers und Reichspräsidenten.

Raich neueren Meldungen hat die Reichsregierung, wie der
Reichskanzler am Montag in einer Besprechung mit den Frak -
tionsführern mitteilte , die Absicht, nunmehr doch am Donners -
tag den Reichstag aufzulösen und die Neuwahlen am 11. B!at
stattfinden zu lassen . Der Anlaß zur Auflösung dürfte sich
daraus ergeben, daß ein Antrag der Mittelparteien auf Mer -
gang zur Tagesordnung über die sozialdemokratischen und
deutschnationalen Aufhebungs - und Änderungsanträge zu
dem Verordnungswerk der Regierung abgelehnt wird . In
parlamentarischen Kreisen hält man es jötzt für ausgeschlossen ,
daß ' die Auflösung vermieden werden könnte , durch die An-
nähme eines Antrags , mit dem der Reichstag selbst seine Le-
bensdauer beschränkt.

*
Mm Montag setzte der Reichstag nach der formalen Erledi -

gung einiger Gesetzentwürfe, die, wie das Postfinanzgesetz und
der Entwurf über die Ausprägung von Silbermünzen , zu«
Teil den Ausschüssen überwiesen wurde, die allgemeine Aus -
spräche fort . Abgeordneter Dr . Düringer , der mit verfchie-
denen Mitgliedern der Deutschen Bolkspartei einen Antrag auf
4vprozentige Aufwertung an Stelle der in der Steuernotver -
ordnung vorgesehenen ISprozentigen eingebracht hat , bcgrüu -
bete in längerer Rede seinen Vorschlag . Es fiel auf, daß die
Deutsche Volkspartei durch demonstratives Fernbleiben aus
dem Saale bis auf ganz wenige Abgeordnete offenbar zum!
Ausdruck bringen wollte, daß Dr . Düringer nur für seine
Person und einen engeren Kreis seinen Antrag begründe.
Dann begann die eigentliche dritte Rednerreihe mit dem M -
geordneten Scheidemann . 'Er ging, was angesichts der Wahlen
verständlich ivar , wieder einmal der deutschnationalen Dolch-
stoßlegende mit dem Aufgebot beweiskräftigen Aktenmaterials
zu Leibe.

Sitzungsbericht
WTB . Berlin , 10 . März

Beginn 2 Uhr nachmittags .
Vor Eintritt in die Tagesordnung nimmt zu einer Erklü-

rung das Wort Außenminister Dr . Stresemann : In der letz -
ten Reichstagssitzung habe ich mich gegen eine Äußerung des
Breslauer Professor v . Freytag - Loringhoven gewandt, die
darauf hinaus lief, meine politische Haltung werde offenbar
dadurch beeinflußt , daß mein Schwiegervater Hauptaktionärder Tschechischen Skodawerke sei, an denen auch französisches
Kapital beteiligt sei . Professor v . Frehtag -Loringhoven hat
mich in einem Brief , der auch in der Presse veröffentlicht ist,
aufgefordert , hier im Reichstag mitzuteilen , daß er mich mit
dieser Behauptung , die dem Völkischen Beobachter entnommen
sei , nicht verdächtigen wollte. (Gelächter. ) Ich kann dazu fest-
stellen , daß mein Schwiegervater seit über 20 Jahren tot ist
iHi» t , hört ! ) und niemals an einer ausländischen Waffen-
fabrik beteiligt war und daß sich im Besitz meiner Familie und
der Familie meiner Frau keine Aktien im Ausland befind-
licher Fabriken befinden . Die ganze Behauptung ist also voll -
ständig aus den Fingern gesogen . (Hört, hört ! ) Das ist völ-
kisch ! (Pfuirufe ) . Wenn Professor v . Freytag -Loringhoven
mich damit nicht verdächtigen wollte , so weiß ich nicht , warum
er diese falsche Behauptung in verschiedenen öffentlichen Ver-
sammlungen immer wieder vorgebracht hat, so daß sie schon in
deutsche Blätter des Auslandes übergegangen ist. Professor
v. Freytag -Loringhoven sagt weiter in seinem Brief , daß die
Quelle seiner Behauptung ausschließlich eine Notiz des Völ-
kischen Beobachters sei. Ich habe bisher geglaubt, daß ein
deutscher Professor für Behauptungen , die er in der Öffent¬
lichkeit aufstellt , andere Quellen benutzt . Ich kann unter die -
sen Umständen nichts von dem zurücknehmen , was ich in der
letzten Sitzung zu dieser Angelegenheit gesagt habe. (Lebhafte
Zustimmung .)

Nach debatteloser Erledigung kleinerer Vorlagen wird
die allgemeine politische Aussprache fortgesetzt .

Abg. Dr . Düringer (DVP . ) wendet sich, wobei er betont,
daß er nicht im Namen seiner Fraktion spreche, gegen die
Hypothekenaufwertung nach der Steuernotverordnung . Die
Aufwertungsvorschristen seieij< eine einseitige Begünstigung
des Großkapitals . Sie widersprechen den Grundsätzen von
Treu und Glauben . Die notwendigen Mittel könnten viel
besser aufgebracht werden durch eine energische Besteuerung
der Jnflationsgewiune , durch eine Vervielfachung der Rhein-
und Ruhrabgabe und Brotabgabe oder durch Zuschläge der
Einkommensteuer . Wir rechnen darauf , daß die Anträge mci-
ner Freunde und die sozialdemokratischen Anträge, die sich
gegen die Steuernotverordnung richten , im Nechtsausschuß
beraten werden . (Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten.)



Abg . Scheidemann ( Soz .) wendet sich gegen die Steuer -
Politik, die seit Jahren gegen den Widerspruch der Sozial -demokratie getrieben worden sei. Sie habe in Verbindungmit der Finanzpolitik des früheren Reichsbankpräsidenten die
Masse der werktätigen Bevölkerung ausgepowert zugunstender Großkapitalisten und Jnflationsgewinnler . Durch diedritte Steuernotverordnung wurde dieses Unrecht noch ver -
schärst . Wir verlangen die Ersetzung der Mietssteuer durcheine Vermögenssteuer und übernehmen damit einen Antragder Demokraten . Was hat Reichsjustizminister Emmingergetan , um dem Ehrhardt - und Roßbachskandal ein Ende zumachen , dem Skandal , daß diese steckbrieflich Verfolgten sich
unbehelligt in Bayern an Sitzungen teilnehmen können , andenen auch Mitglieder der bayerischen Regierung teilnehmen .Wann wird der längst fällige Hochverratsprozeh gegen Kohr ,Lossow und Seißer verhandelt . Am 20 . April sind 18 Monate
vergangen , seit dem Fechenbach unschuldig im Zuchthaus sitzt.
Deutschland leidet unter der infamen Lüge von der deutschen
Alleinschuld am Krieg . Diese Lügen sind verbreitet wordenvon den Feinden , mit denen wir erbittert 4 Jahre lang ge¬kämpft haben . Redner geht dann auf die Vorgeschichte des
Waffenstillstandes ein , um zu zeigen , daß der militärische
Zusammenbruch Ludendoffs und Hindenburgs zur überstürz -ten Forderung des Waffenstillstandes veranlaßt haben und
daß von einem Dolchstoß in den Rücken der Front keine Rede
sein könne . Nicht Erzberger hat den ungünstigen Waffen »
stillstanbsabschluß verschuldet , sondern Hindenburg hat tele -
graphisch die Unterzeichnung der Wasfenstillstandsbedingun -
gen um jeden Preis verlangt . (Abg . Beuermann (DtBP . ) : Da
war schon die Revolution . ) Nein sie war 6 Wochen nach die-
sem Hindenburgtelegramm . Die Feststellung dieser akten -
mäßigen Tatsachen wird freilich nichts daran ändern , daß diese
gewissenlose Bände weiter mit der Dolchstoßlüge im Land
herumzieht (Unruhe ) . Herrn Ludendorffs Feldherrnruhm ist
zweifelhaft ( Stürmische Pfuirufe rechts ) . Deutschnationalen
nützt ihr deutschvölkisches Getue nichts ; sie kriegen alle Tagevon den Deutschvölkischen Prügel ( Heiterkeit links .) Herr
Helfferich ruft zur Volksgemeinschaft auf und schließt alle
davon aus , die nicht seiner Fahne folgen .

Abg . Deglerk (Dt .Rat . ) : Herr Scheidemann will Ludendorffals den Schuldigen am Zusammenbruch hinstellen . Er sagtaber nicht , daß Ludendoffs Waffen vorher stumpf gemachtworden waren durch Hl tu Scheidemann und seine Freunde
(Beifall rechts , Widerspruch bei den Sozialdem . ) Wir hoffen ,daß einmal der Tag kommt , wo alle die Männer , die an un -
serenr Zusammenbruch die Schuld haben , von einem objektiven
Gericht ihre gerechte Strafe erleiden . Wie es Ihnen dann
gehen wird , Herr Scheidemann , das wollen wir sehen (Beifall
rechts . Unruhe bei den Sozialdem .). Der Redner wendet sichdann gegen die Personalabbauverordnung . Die Rechte der
Beamtenschaft seien ausdrücklich in Artikel 129 der Verfassungals unverletzlich festgelegt .

Abg . Schultz (Dntl . ) ersucht , den deutschnationalen Antrag
morgen zuerst zu beraten . Die Agonie , in dem der Reichstag
sich befindet , sei nicht länger mit anzusehen . Der Reichstag
solle nach dem Antrag der Deutschnationalen schon am 11 '
April neu gewählt werden .

Abg . Dr . Müller - Franken (Soz . ) : Der deutschnationale An ^trag ist nur gestellt , weil die Antragsteller auf seine Ablehnung
'

rechnen . Wir würden für Sonntag , den 13. April als Wahl -
termin stimmen .

Abg . Schultz - Bromberg (Dntl .) : Am 13. April beginnt die
stille Woche. Es würde dem religiösen Gefühl weiter Kreise
widersprechen , wenn an diesem Tage gewählt würde .

Abg . Leicht (Bahr . Vp .) : Ich würdige die religiösen Be -
denken der Deutschnationalen , bitte aber , sie zurückzustellen ,damit für den 13. als Wahltermin die verfassungsmäßige not -
wendige Mehrheit zustande kommt .

Der Geschäftsordnungsantrag der Deutschnationalen wird
gegen die Stimmen der Rechten abgelehnt .

Um 7 Uhr wird die Weiterberatung auf Dienstag nachmittag
% Uhr vertagt . Auf der Tagesordnung steht außerdem die
Vorlage über die Golddiskontobank sowie der Antrag der
Deutschnationalen auf Änderung des Artikels 118 der Ver »
fassung .

Die Goldkreditbauk
Über den Inhalt des Gesetzentwurfes für die Goldkreditbank ,die vom Reichsrat bereits angenommen ist, wird gemeldet :

Die Aktionäre der Golddiskontbank haben Anspruch ! auf eine
jährliche Dividende von 8 Prozent . Wird diese Dividende in
einem Jahre nicht erreicht, so ist die Differenz im nächsten
Jahre nachzuzahlen . Von dem 8 Prozent übersteigenden Rein -
gewinn sind 50 Prozent an das Reich abzuführen für die Wer»
leihung des Rechtes der Notenausgabe . Die Bank wird zur
Einlösung ihrer Noten mit 50 Prozent in Gold oder kurz -
fristigen Devisen verpflichtet . Die Laufzeit der Wechsel der
!Golddiskontbank wird auf höchstens drei Monate beschränkt .Die Dauer des Privilegs der Bank wird auf zunächst zehn
Jahre festgesetzt. An Reich, Staat , Gemeinden und öffentliche
Organe dürfen keine Kredite gewährt werden . Die Gold -
disk ^ntbank wird , wie die Reichsbank und die Rentenbank ,von allen Steuern befreit. Es darf nicht geprüjft werden,woher die zur Zeichnung der Atien der Golddiskontbank ver-
wandten Devisen stammen .

Der Gesetzentwurf gelangte Montag nachmittag im Reichs -
tag zur ersten Beratung . Von Regiernngsseite vertrat Reichs -
finanzminister Dr . Luther persönlich die Vorlage , da der
Reichsbankpräsident vom Sachverständigenausschuß der Re »
Parationskommission gebeten worden ist , nochmals zu einer
Rücksprache nach Paris zu kommen . Trotz der Einwendungen ,die z . B . Dr . Helfferich gegen die beschleunigte Schaffungder Bank und die dadurch bedingte Unmöglichkeit einer gründ -
lichen Prüfung , ferner gegen die Verleihung des Notenrechtsund die Annahme des Pfundes als Währungsgrundlage fürdas Kapital gemacht hat , rechnet man nicht mit einer ernst-
lichen Opposition gegen die Einzelheiten der Vorlage , deren
Beratung in allen Lesungen dann bis zum Mittwoch beendigt
sein dürfte ..

Das bisherige Ergebnis der Sanierung
des Neicksbausbalts

Ein Rückblick
Seit der Einführung der Rentenmark ist mehr als ein Vier -

teljähr verflossen . Die Zwischenlösung der Währungsfrage ,die in der Schaffung des Rentenbankgeldes erfolgt ist, er -
inöglichte es überhaupt erst, die notiwenigen Schritte zur
Balanzierung des Reichshaushaltes zu tun . Von dem Ge -
lingen dieser - Maßnahme hängt in der Hauptsache die völlige
Überwindung der Währungskrisis , die Rückkehr zur Gold -
Währung der Vorkriegszeit ab . Auf die Dauer braucht die Welt-
wirtschoflich orientierte deutsche Wirtschaft auch im inlän -
dischen Verkehr Geldzeichen von international unantastbarer
Wertgeltung . Ein Rad greift hier ins andere . Im Augenblickhängt alles von der Sanierung des Reichshaushalts ab .Nachdem ein Vierteljahr verflossen ist , läßt sich an Hand dervon der Reichsregierung den internationalen «Sachverständigenvorgelegten Denkschrift ( „Deutschlands Wirtschaft , Währungund Finanzen "

, Zentralverlag , Berlin ) bereits das vorläufigeErgebnis der Anstrengungen auf diesem Gebiet übersehen .

Der Wirtschaftsplan , der für den Rest des Fiskaljahres von,15. November ab in Goldmark Rentenmark ) neu aufgestelltworden ist, sah an Einnahmen aus Steuern , Berbrauchsab -gaben und Zöllen einen Betrag von 1 381 Millionen Goldmarkvor , wozu aus dem Kredit der Rentenbank 585 Millionen Gold »mark kamen . Das Ziel bei der Veranschlagung der Ausgabenwar klar : die verschiedenen Dienstzweige durften nur soweitmit Geld versorgt werden , als es die Mittel der Reichskasseerlaubten . Die notwenigen Einschränkungen — das ist dascharakteristische Merkmal der Staatswirtschaft in den jüngstenMonaten — find aber so weit gegangen , daß selbst vorhandeneVerpflichtungen und unabweisbare Bedürfnisse nicht mehrvoll befriedigt werden konnten . Denn jeder Anlaß zu einerneuen Inflation mußte rücksichtslos verhindert werden . Borallem haben die Betriebsverwaltungen (Reichsbahn , Reichspost -und Telegraphenvevwaltung ) vom Reich keinen Zuschuß mehrerholten . Die und die auf allen Gebieten , insbesondere der
Beamtenbesoldung , durchgeführten Sipermaßnahmen haben inden Ausgaben der allgemeinen ReichsvevwaUung von Dekadezu Dekade (obwohl immer wieder starke Schwankungen nachoben vorkamen , die durch die ungleschmäßige Verteilung derZahltermine auf die Dekaden verursacht werden ) bereits einebeträchtliche Verminderung herbeigeführt . Im Dekadendurch-schnitt betrugen die Ausgaben der allgemeinen Reichsver -waltung im Januar 147,8 Millionen Goldmark gegen 165,4Millionen Goldmark im Dezember . Man muß bedenken daßdieser Rückgang um 17,6 Millionen Goldmark im Dekaden -durchschnitt bereits in den ersten Stadien der Sanierungs -aktion erzielt worden ist, trotzdem die Vereinigung der Aus -gabenposten noch nicht in vollem Umfange wirksam werdenkonnte .

Dem Rückgang der Ausgaben steht eine Vermehrung derEinnahmen gegenüber , die entsprechend der gewaltigen steuer-when Anstrengungen außerordentlich ist und das erstrebteZiel der Balanzierung des Staatshaushaltes innerhalb dergesohlten Frist in immer größerer - Nähe rückt. Von 32,?Millionen Goldmark in der ersten Dezemberdekade find dieEinnahmen in der letzten Januardekade auf 188,8 MillionenGoldmark gestiegen . Diese Zahlen sind indessen von denSteuereingangsterminen beeinflußt . Im ganzen Monat Ja -uuar betrugen die Reichseinnahmen insgesamt 503,5 Goldmjl -lionen gegen 312,2 im Dezember und 63.2 im November .Nach dem Ergebnis der ersten sechs Wochen der Wirtschafts -Periode sind die Einnahmen hinter dem Anschlag zurück -geblieben . Erst seit Januar hat sich die Umstellung , derSteuern und Abgaben auf Goldbasis in höheren? Grad aus -wirken können . Die Ausgaben ließen sich, was vornehmlichauf die Höhe der Aufwendungen für die Besatzungskostenzurückzuführen ist, auch bis heute noch nicht ganz mit dererwarteten Schnelligkeit herunterdrücken . Trotzdem der tag -liche Zuschußbedarf inzwischen von 18,4 Millionen Goldmarkin der ersten Dezemberdekade auf 1,03 Millionen Goldmarkin der letzten Januardekade gesunken ist, mußte das Reichvon dem Rentenmarkkredit von 1 Milliarde bis zum 31. De -zember bereits «70 Millionen als Zuschuß und 165 Millionenals kurzfristigen Borschuß in Anspruch nehmen . Seit Januarhaben sich, wie aus den genannten Zahlen hervorgeht , dieEinnahmen durch Eingänge aus einmaligen Steuern undUmstellung des Steuersystems auf Goldbasis wesentlich er -höht , ebenso wie die Ausgaben sich infolge einer stärkeren Aus -Wirkung der Sparmaßnahmen weiter vermindert haben undsich künftig noch weiter vermindert werden . Infolgedessen' st das Reich in der letzten Zeit weniger auf Jnanfpruch -nähme der Rentenbankkredite angewiesen gewesen . Es war,him sogar möglich , kürzlich 100 Millionen des Rentenbank -kredits zurückzuzahlen .
Angesichts der seit Beginn der 'Sanierungsaktion verflos -senen kurzen Zeit muß das bisher vorliegende Ergebnis alsdurchaus befriedigend bezeichnet werden . Es konnte nichtanders erreicht werden , als — neben den rigorosen Ein -schrankungen auf dem ganzen Gebiet der öffentlichen Berwal -tung — durch eine steuerliche Belastung der Wirtschaft undledes einzelnen Staatsbürgers in einer Höhe , wie sie inanderen Ländern für unerträglich gehalten würde . Allefinanziellen Kraftanstrengungen freilich und alle Entbchrun -gen werden auf die Dauer nicht zum Ziel führen könnenwenn nicht endlich auch an den Abbau derjenigen unproduk -tiven Ausgaben herangegangen werden kann , die an dem Markder deutschen Volkswirtschaft zehren und den Staatshaushaltaufs schwerste belasten : Der Bescchungskosten .

Der Ditler - Tudendorkk- Drozeß
Die Vernehmung Lossows

Am Montag wurde im Münchener Prozeß General voni.ossow vernommen . Er blieb unvereidigt , da, wie der Vor -sitzende mitteilte , ein Ermittlungsverfahren wegen seiner Be -teiligung an den Vorgängen des 8 . November und den Vor -Bereitungen dazu gegen ihn schwebt. Man wird annehmendürfen , daß das , was für General Lossow gilt , auch für seineGefährten Kahr und Seißer in Anwendung kommt .Er formuliert den Gegensatz der politischen Anschauungenund Plane zwischen ihm und Hitler folgendermaßen : Kahr ,Lossow und Seißer wollten ein rechts eingestelltes rein natio -nales Direktorium , das unabhängig von parlamentarischenEinflüssen und Hemmungen die Rettung bringen sollte . DasDirektorium sollte , so erklärt Lossow, nicht durch einen Putsch ,sondern auf Grund des Artikels 48 der Verfassung die Ge -schäfte übernehmen . Hitler und Ludendorff aber wollten dieDiktatur schaffen auf dem Wege der Gewalt , und zwar Lu -dendorff , nachdem er zuerst für die „ Patentlösung " des Di -rektoriums gewesen war . Er erklärt , das Schlagwort von demMarsch nach Berlin hatte für ihn etwas kindliches . Es sprachdaraus Mangel an Urteil für das Erreichbare .Der Konflikt zwischen der bayerischen und der Reichsregie -rung habe viel Lärm gemacht . In der Nacht des 27 . Septem -ber , wenige Stunden , nachdem in Bayern der Ausnahmezu -stand verkündet wurde , wurde der Ausnahmezustand im Reichbeschlossen. Dieses rasche Nachhinken hat mir damals den Ein -druck einer kleinlichen Eifersucht gemacht . Von diesem Reichs -ausnahmezustand war schon längere Zeit anderen Reichswehr -kommandos Mitteilung gemacht worden ; ich batte kein Worterfahren . Knilling war ein Tag vorher in Berlin , kein Menschhat mit ihm darüber gesprochen . Schon am frühen Morgendes 27 . September begann lebhaftes Telephonieren von Ber -lin : Lossow soll Kahr an die Wand drücken . Wie lächerlichaber wäre es gewesen , wenn morgens um 7 Uhr die großenPlakate mit Kahr kamen , und um 9 Uhr hätte Lossow plaka -tiert : „ das gilt alles nicht "
. Berlin sagte : Wir wollen jetztin Sachsen Ordnung schaffen . Wenn wir Bayern eine Aus -nähme zugestehen , würden natürlich die Sachsen das Gleicheverlangen . Die Tatsachen haben bewiesen , daß diese Gründesehr schwach waren . Es war ein verhängnisvoller Fehler vonBerlin , daß man die rein politische Frage der beiden Aus -

nahmezustände durch den brutalen Zwang der militärischenKommandogewalt lösen wollte . Der Anlaß war das Verbotdes „ Völkischen Beobachters " . Ich erhielt Befehl , mit Waf »
fengewalt einzugreifen . Der Generalstaatskommissar hättetrotz der guten Beziehungen zwischen ihm und mir das als
unfreundlichen Akt auffassen müssen . Ich hätte vor der Re -
daktion des „ Völkischen Beobachters " grüne Polizei gefundenund hätte sie mit der Reichswehr beseitigen sollen . Ich habe

daher gemeldet : Dieser Befehl ist unausführbar . Am -20Oktober wurde ich meiner Dienststelle enthoben und aufgefor »dert , ein Abschiedsgesuch einzureichen . Ich habe in dies«ganzen Konfliktszeit jeden Tag die bauerische Regierung ui dden Ministerpräsidenten orientiert . D,e Entscheidung lag j»keinem Moment bei mir , immer bei der Regierung . Ich warjederzeit bereit zurückzutreten . Ich habe nicht die Dork»spielerei machen wollen . Für mich war der ganze Konfliktein Martyrium . Die bayerische Regierung hat aber mein Ab«gehen nicht zugelassen ; für sie wurde der Fall zur Prestige -frage . Die Berliner Haltung war unstaatsmännifch , kurzsich-tig und unloyal . Die Situation wurde noch in der Nacht vorder Verpflichtung leider in sehr bösartiger Weise verschärftdurch ein unglückliches Telegramm der Heeresleitung , dasohne Rücksicht auf den Dienstweg an die sämtlichen Kon,man -deure und Standortsälteste » ging . Dort wurde der bayeri -schen Regierung ein Eingriff in die Reichsverfassung vorge -worfen . Es hieß : Wer der Verordnung entspricht , bricht seinenEid . Das Telegramm hatte keinen Erfolg , die Jnpflichtnahmewurde glatt durchgeführt . Die Verpflichtung war keine Ver -eidigung ; sie sollte nur die Klärung während des militärischenVerhältnis der Truppen der 7 . Division für die nächste Zeitbringen . Es ist falsch und unbillig , die Jnpflichtnahme alzMeuterei oder Rebellion zu bezeichnen . Vor Tische las manes gerade in den nationalistischen und völkischen Zeitungenanders . Man ist erst pc>st festum zu der neuen Auffassunggekommen . Die Division besteht nicht aus chinesischen odersonstigen ausländischen Kulis , die vom Reiche bezahlt werden ;sie besteht aus bayerischen Landeskindern , die ein Herz habenfür ihr Heimatland . Sie sind ganz deutsch und ganz baye -risch, und für uns ist das keinerlei Gegensatz , sondern daseine ohne , das andere nicht denkbar . Für mich war es klar ,daß ich. sobald dieser Konflikt bereinigt ist, das militärischeHarakiri bei mir vollziehen würde . Der Konflikt wird dar -gestellt als erster Akt des Marsches nach Berlin . Ich erkläreausdrücklich , daß unsere politische Einstellung die ist : UnserDirektorium war vom Konflikt Bayern -Reich nicht berührt .Wir wußten , daß der Konflikt an dem Tage ohne weiteres
sich in Wohlgefallen auflösen würde , wo eben das angestrebt «Direktorium ans Ruder kommen würde .Der General beginnt dann seine Beziehungen zu Hitler
auseinanderzusetzen , die vom 26 . Januar 1923 an datieren .Er erklärte : Die bekannte hinreißende subjektive Beredsam -keit des Herrn Hitler hat auf mich anfangs einen großen Ein -druck gemacht . Je öfter ich aber Hitler hörte , desto mehrschwächte sich der erste Eindruck ab . Ich erkannte , daß dielangen Reden doch fast immer das Gleiche enthielten , daß einTeil der Hitlerfchen Ausführungen für jeden national einge -
stellten Deutschen selbstverständlich ist. daß ein anderer Teilaber Zeugnis davon ablegt , daß Herrn Hitler der Wirklich »keitssinn , der Maßstab für das . was möglich und erreichbarist. abgeht . Im allgemeinen führt Hitler bei derartigen Ge »
sprächen allein das Wort ; Einwendungen sind schwer zujmachen , sie sind auch vergeblich . Die Anstellung Hitlers zu«dem Direktorium war ungefähr folgende : Die ö oder 6 Män »ner , die man brauchte , werde man nicht finden : in denrSumpf des Nordens gebe es niemanden , worin er ja leidesGottes bis zu einem gewissen Grad auch recht hat . Das Pro «
gramm kann man sich später schaffen , wenn man jetzt nur zuregieren anfängt , das Programm wird schon kommen . E3shabe keinen Zweck, in Berlin weiter nach Männern zu suchen,das sei auch nicht notwendig , der gesuchte Mann sei schon da ,das sei er, Hitler , selbst. Ich könnte ja Reichswehrminifterwerden und Seißer Polizeiminifter . Das Anerbieten war so,wie wenn Kinder spielen : Du bis der Kaiser , du der Papst ,du der König . Hitler setzte bei mir großen persönlichen Ehr -
geiz voraus . Seine damaligen Besuche begann er stets miteiner langen Leichenrede , ich sei ein meuternder General , eintoter Mann und könne nur Rettung finden , wenn ich mit ihm ;ginge . Es ist mir nicht einen einzigen Augenblick eingefallen ,Kork spielen zu wollen . An der Behauptung Hitlers , daß ermir , als ich wegen des Konfliktes geknickt war , das Wort ge-
geben habe , mich im Kampf gegen Berlin zu unterstützen , istkein wahres Wort . Hitler ist eingestellt aus das Wort Bru¬talität . Ich betonte nochmals , Kahr und ich wollten dagDirektorium . Entscheidende Dinge im Deutschen Reich zu be-
einslussen , das haben wir aber als über unsere Kräfte gehendbetrachtet . Am 25 . Oktober war bei Kahr die Unterredungmit Minoux , die ausschließlich die Errichtung eines Direk -toriums behandelte . Minoux wollte nichts wie diesen Planund wollte ihn Ludendorff in seinen Einzelheiten vorlegen .An diesem Tage war die Einstellung Ludendorffs scharf ab -
lehnend . Er betonte nun mehr und mehr , man dürfe nichtmehr viel Zeit verlieren , da die Angehörigen des Kampfbun -des sich nur mehr schwer von einer Aktion zurückhalten ließen .Hitler hatte schon im Frühjahr und dann bei den Be -
sprechungen im Herbst mir und Seißer gegenüber gesagt , erwerde gegen Reichswehr und Landespolizei nichts machen , erwerde keinen Putsch machen. Die Lage wurde aber für u>>3von Tag zu Tag kritischer und die Aufstellung des Grenz -
schutzes in Nordbayern steigerte die Erregung der vaterländi -
sehen Verbände , jeder der Verbände fürchtete , ein andererkönne ihm zuvorkommen und er zu spät kommen . Aus diesenBefürchtungen heraus berief Kahr die Führer der vaterlän -
dischen Verbände am 6. November .

Lossow schildert dann die Borgänge im Bürgerbräusaal .Hitler ging mit vorgehaltener Pistole auf Herrn v . Kahr zu ,während Seißer und ich durch andere Leute mit der Pistole in
Schach gehalten wurden . Vor dem Nebenzimmer , in daswir geführt wurden , standen Dutzende von Bewaffneten mit
aufgeregten und drohenden Mienen . In das Zimmer gingHitler mit uns hinein , begleitet von drei oder vier Mann und
gefolgt von Major Hunglinger . Ich hatte das Gefühl stärk -
ster Empörung und Verachtung über den skrupellosen und
hinterhältigen Überfall trotz getroffener Abmachungen und
Zusicherungen , das Gefühl tiefer Trauer , daß der moralischeDruck gerade auf die Berliner Regierung nunmehr sich ver -
puffen mußte , weiter die schwere Sorge über die Folgen ; denn
es war klar , daß weitaus der größte Teil der bayerischen Be »
völkerung eine Diktatur ablehnen werde und daß die Reichs »
exekution gegen den Aufstand in Bayern einsetzen werde . Zu
befürchten war ferner der Einmarsch der Tschechen von Osten
her , der Einmarsch der Franzosen von Westen . Die Auffas »
sung , daß eine Diktatur Hitler - Ludendorss im Norden mit
offenen Armen empfangen werde , findet außerhalb diesesSaales nicht viel Anklang . Konnte man sofort noch im Saal
Hitler entgegentreten ? Diese Frage war zu verneinen . Ein
geringfügiger Zwischenfall , irgend ein Schuß , der von irgendeiner Seite fiel , hätte eine sinnlose allgemeine Schießerei aus -
gelöst . Mein Entschluß war gefaßt , noch während Hitler seine
erste Ansprache hielt und Kahr , Seißer und ich zusammenneben der Rednertribüne standen . Kurze Blicke und zuge -
flüsterte Bemerkungen — von meiner Seite fiel das Wort ?
„Komödie spielen ! " — stellten die völlige Übereinstimmung
unserer Ansichten fest. Die Richtschnur unserer Haltung und
unseres Handelns war damit gegeben , an der wir festgehalten
haben , bis wir wieder Handlungsfreiheit erlangt hatten , so
peinlich auch das eine oder andere für uns war . Diese Ein -
stellung konnte auch durch das Erscheinen Ludendorffs in ke >-
ner Weise beeinflußt werden . Ich — und das Gleiche wird
wohl auch bei Kahr und Seißer der Fall gewesen sein — hat¬
ten den Eindruck , daß Ludendorff von den Plänen Hitlers ge-
wüßt hat . Ich mußte daher Ludendorff ebenso wie Hitler a -s
Gegner betrachten . Alle Behauptungen , daß Kahr erst nach»



täglich durch irgendwelche Beeinflussungen von außen Her
umgefallen sei, sind unwahr ; alle Behauptungen , daß ich ur -

8xirünglich
von der Partie war und erst nachträglich unter

em Druck irgendwelcher mir unterstellter Offiziere umgefal¬
len sei, sind unwahr . Wenn Ludendorff sagt : Hätten die Her -
ren Nein gesagt , dann hätte auch ich Nein gesagt , so ist das
cin Irrtum , Ludendorff hat sofort erklärt mitzutun , bevor
irgend ein Wort gefallen war über unsere Stellungnahme
und unsere , Absichten . Schwer verständlich ist allerdings , daß
der General sich in seine volle Generalsuniform für den Abend
geworfen hatte , obwohl er ja , nachdem was ich hier gehört habe ,
auch zu den völlig Ahnungslosen gehört hat .

In der Stadtkommandantur , wohin mir Seißer unmittel -
bar folgte , kamen mir die Generale Kreß und Ruith in Zivil
entgegen . Ich orientierte sie mit ein paar Worten . Ruith
meldete, daß die Truppen des Standortes bereits wegen des
Putsches alarmiert seien . General Danner empfing mich mit
der für die Einstellung der mir unterstellten charakteristischen
Frage : „ Exzellenz , das war doch alles nur Bluff ? " Ich schilderte
den Herren die Vorgänge und betonte , daß meine Erklärung
nur zum Schein gegeben war . Seißer ging dann zur Türken -
kaserne , um dort seine Truppen zu verständigen . Die Generale
Kreß und Ruith erhielten Auftrag , mit Kraftwagen die zu -
nächst gelegenen Standorte aufzusuchen und den Transport
der Truppen nach München zu beschleunigen . Das Nächst -
notwendigste war , die Behörden in Bayern und im Reich über
unsere Stellungnahme auf kürzestem Weg zu unterrichten .
Ilm 2,50 Uhr ging der bekannte Funkspruch hinaus . Am Mor¬
gen ging der zweite Funkspruch über die Lage in München
hinaus : „ Kasernen und wichtigste Gebäude sind in unsere ^
Hand . Reichswehr - und Landespolizeiverstärkung im An¬
marsch. Stadt ruhig .

" Dann wurde der schriftliche Divisions -
befehl zur Wegnahme des Wehrkreiskommandos ausgegeben ,
zu dessen Verteidigung umfassende Maßnahmen getroffen wur -
den. Während Truppen , die zur Operation gegen das Wehr -
kreiskommando bestimmt waren , die befohlenen Bereitste !-
hingen allmählich einnahmen , kam die Meldung , daß Hitler
an der Spitze einer langen Kolonne des „Kampfbundes " über
die Ludwigsbrücke durchgebrochen und in Richtung Marien -
platz marschiert sei . Bei der Befehlsstelle wurde diese _

Mel¬
dung nicht anders aufgefaßt , als daß es eine militärische
Operation sei, die gerichtet war gegen Flanke und Rücken der
Reichswehrtruppen . Dafür , daß Ludeildorff in der Nacht vom
8 . auf 9. November nach 1 Uhr morgens nicht offiziell von
unserer veränderten Stellungnahme benachrichtigt worden ist,
waren militärische und nichtmilitärische Gründe maßgebend .
Hitler hatte am Abend des 8 . November mehrmals gesagt :
„Der nächste Morgen findet uns als Sieger oder Tote ! " Ich
kann auch heute nicht glauben , daß das nur eine Phrase ge-
wesen sein soll. Die militärischen Kräfte des Kampfbundes ,
die inner - und außerhalb Münchens zusammengezogen waren ,
waren um diese Zeit den überaus schwachen Reichswehrkräf¬
ten , die auf verschiedene Kasernenviertel verteilt waren , wenig -
stens numerisch weitaus überlegen . Es war für mich als ver -
nntwortlicher Befehlshaber eine selbstverständliche militärische
Notwendigkeit , daß zu dieser Zeit , solange das zahlenmäßige
Verhältnis so ungleich war , kein Grund bestand , sich vorzeitig
zn decouvrieren .

"
Das ist beim Militär so Usus . Der andere

Grund liegt auf persönlichen ! Gebiete . Ich selbst , Kahr und
Seißer , das wird jeder Billigdenkende verstehen , waren in
dieser Nacht und in den nächsten Tagen von tiefster Empörung
erfüllt über den gegen uns begangenen Treubruch . Hat viel -
leicht jemand Kahr , Lossow oder Seißer am 3 . November nach -
mittags benachrichtigt : „ Gehen Sie nicht zum Bürgerbräu -
keller , da passiert etwas sehr Häßliches ; bleiben Sie weg ? "

Ich möchte noch die Tatsache erwähnen , daß Hitler und die
anderen Herren in den frühen Morgenstunden genau infor -
miert waren . Das läßt sich durch Zeugen erweisen . Zwischen
6 und 7 Uhr morgens hat Hitler an die damals noch versam¬
melten Jnfanterieschüler eine heftige Anrede gehalten über
die niederträchtige Haltung und den Verrat von Lossow und
eine Art Vereidigung der Jnfanterieschüler auf Hitler oder
Ludendorff vorgenommen . Das Blut , das am 9 . November
geflossen ist, haben die auf dem Gewissen , die gegen die Au -
torität des Staates marschiert sind, nicht die , die geschossen
haben .

Aber die Träger der Autorität des Staates in den da -
maligen kritischen Tagen , die Reichswehr und die Landespoli -
zei, sind hier in diesem Saale angegriffen und herabgewür -
digt worden .

Heute soll die Vernehmung des Herrn v. Kahr erfolgen .
*

Eine Aufsehen erregende Erklärung im Hitler -Prozeß ver -
öffentlicht der Abg . Schaeffer . Danach ist ihm von einem der
Verteidiger , Rechtsanwalt Hemmeter , der Vorschlag gemacht
worden , die Staatsregierung solle den Angeklagten von sich
aus die volle Begnadigung nach dem Urteilsspruch zusichern .
Dann sei die Verteidigung bereit , den Prozeß so zu führen ,
daß das Vaterland dadurch nicht geschädigt würde , zum min -
besten sollte eine Zusicherung des stellvertretenden Minister -
Präsidenten , Kultusminister Matt , erwirkt werden . Abg .
Schaeffer hat das Ansinnen abgelehnt . Bemerkenswert ist,
daß von diesem Schritt der Verteidigung nach der Darstellung
des Abg . Schaeffer auch der Borsitzende des Volksgerichts
Kenntnis gehabt hat .

Verbandstagung des Basischen Polizeibeamten-
Verbandes

In Konstanz fand am 9. d . M . die Tagung des Badischen
Polizeibecumtenverbondes statt , die von Delegierten aus dem
ganzen Lande besucht war .

Nach Erledigung der geschäftlichen Angelegenheiten begann
die Hauptversammlung , die von Obersekretär Walter - Karls -
ruhe geleitet wurde . An der Versammlung nahmen Regie -
rungsvertreter vom Ministerium des Innern , sowie Polizeirat
Klausmann aus Karlsruhe .ferner Vertreter des Landtages »
der Staatsanwaltschaft , des Bezirksamtes und der Stadt Kon -
stanz , der Gendarmerie und des württernrbergischen Bruder¬
verbandes teil . Durch den anwesenden Regierungsvertreter
wurde den Polizeibeamten für ihre treue und aufopfernde
Pflichterfüllung in den legten Jahren der Dank der badischen
Regierung ausgesprochen . Die Polizei sei die wichtigste
Staatseinrichtung geworden . Sie sei das soziale Friedens -
fundament des Staates . Die Versammlung befaßte sich im
allgemeinen mit Standes - und Berufsfragen . Das ErgÄnis
der Versammlung wurde in verschiedenen Beschlüssen nieder -
gelegt . So befaßt sich u . a - ein Beschluß mit der Neuregelung
des Dienstes der Staatspolizei und zwar soll! der Dienst voll
wie bei den übrigen Beamten bewertet werden , und dement -
sprechend sollen die Stunden über 54 bezw . öl Stunden hinaus
bezahlt werden . Ferner wurde in einem anderen Beschluß
die Kontrolle der Reviervorsteher und Wachthabenden , die Ge -
Währung eines weiteren freien Tages im Monat und bessere
Besoldung der Beamten verlangt . Von Wichtigkeit ist auch
der Wunsch , daß ein Dienststellenausschuß anstatt des Arbeits -
ausschusses beim Ministerium des Innern eingerichtet -wird .
Aus den Wahlen ging der bisherige Vorstand mit Einstimmig -
keit wieder hervor , an der Spitze der Vorsitzende Ohlau -Mann -
heim . Als Ort der nächsten Tagung wurde Heidelberg be-
stimmt .

Die bevorstehende badisckeVerkassungs -
Änderung

Die „ sreiburger Tagespost bringt zu diesem Thema einen
orierwerendenArtikel . dem wir folgendes entnehmen :
»J ? « o

" l ®3,
.rren der Revolution von 1918 hat Baden als

ttstes Land seine neue Verfassung verabschiedet und damit
Regierung und Verwaltung des Landes auf eine feste , ge-ordnete Grundlage gestellt . Bei der Eile , mit der die Ver -
sassung im Interesse der Beruhigung des Landes fertiggestelltwerden mutzte , kann es nicht verwundern , wenn sich darin
manche Unebenheiten finden , die beseitigt werden sollten . Die
^ ^wlschen vorliegenden Verfassungen anderer Länder habengleichfalls auf manche Bestimmung aufmerksam gemacht , deren
Aufnahme auch in die badische Verfassung sich als durchaus
zweckmäßig erweist . Zur Notwendigkeit wird die Verfassungs -
anderung indes durch den Umstand , dah sie von der Reichs -
Erfassung , die erst 4 }4 Monat später zustande kam , in man -
chen Punkten abweicht und so manche Bestimmungen der ba -
dischen Verfassung durch die Reichsverfassung rechtsunwirksam
geworden sind . So sind z. B . nicht mehr nur die badischen
Staatsbürger , sondern alle reichsdeutschen Männer und
Frauen stimmberechtigt . Militärische Angelegenheiten zu ver -
walten , steht Baden nicht mehr zu usw . Schon im Oktober
1919 bestellte daher der badische Landtag einen Unterausschuß ,der sich mit der Ausarbeitung geeigneter Vorschläge für eine
Verfassungsänderung befassen sollte . Unterm 18. Februar1920 legte der Verfassungsausschutz dem Landtag einen ent -
sprechenden Entwurf vor, der jedoch nicht zur Verabschiedung
gelangte .

Vor einigen Wochen griff der Landtag die Angelegenheitwieder auf und setzte einen vorläufigen Ausschuß ein , der in
unverbindlicher Weise beraten , und eine Vorlage ausarbeiten
sollte . Dieser Entwurf liegt nun vor und ist jetzt dem inzwi -
schen eingesetzten Verfassungsausschuß zur Beratung zugewie -
sen . Der Entwurf schließt sich in weitem Umfang an den im
Jahre 1920 ausgearbeiteten an . Von der Verfassung des
Jahres 1919 sind nur zwei Paragraphen , nämlich §§

"130 und
66 völlig unverändert geblieben . Die Änderungsvorschläge !
haben jedoch zumeist nur den Sinn , minderwichtige , sachliche
und sprachliche Unebenheiten zu verbessern . Häufig handelt
es sich lediglich darum , Reichsrecht zu wiederholen , sei es , daß
die entgegenstehende badische Verfassungsbestimmung beseitigt ,
sei es , daß die badische Verfassung durch wörtliche Aufnahme
diesbezüglicher Reichsverfassungsbestimmungen ergänzt wird .
In einzelnen Punkten soll eine Klärung von Streitfragen da
und dort auch wesentliche Änderungen erfolgen . In der ersten
Lesung hat der Verfassungsausschutz in seiner Mehrheit sich
auf eine Reihe von Änderungen geeinigt , von denen im fol -
genden die wichtigsten herausgehoben seien :

Die Verfassung von 1919 hat vielleicht das demokratische
Prinzip etwas überspannt . So erscheint die Aufrechterhaltung
des § 23 in seiner alten Fassung nicht mehr zweckmätzig. Dar¬
nach mutz nämlich jede Verfassungsänderung , auch wenn es
sich lediglich um eine stilisierte Änderung handelt , einer Volks -
abstimmung unterworfen , also dieser ganze schwerfällige und
kostspielige Apparat aufgezogen werden , wegen einer Sache ,
die diesen Aufwand an Mühe keinesfalls wert ist . Bestünde
dieser § 23 nicht , so wäre zweifellos die Ungleichung der ba -
dischen Verfassung an die Reichsverfassung längst vollzogen .
Der § 23 , wie er nun aus der ersten Lesung des Verfassungs -
ausschusses hervorgegangen ist, sieht von einer Volksabstim -
mung ab, wenn drei Viertel sämtlicher Mitglieder des Land -
tages zugestimmt haben , soweit es nicht binnen sechs Wochen
nach der endgültigen Annahme des -Gesetzes im Landtag von
der für ein Volksbegehren geforderten Zahl von Stimmberech -
tigten verlangt wird . Von der Volksabstimmung sollen über
den Rahmen des bisherigen § 23 hinaus ausgeschlossen sein :
Gesetze über Gebühren , sowie Besoldungsordnungen und Aus -
führungsgesetze zu Reichsgesetzen , sofern sie ausschließlich
Vorschriften enthalten , die auf bindender Anweisung des
Reichsgesetzes beruhen , des weiteren auch andere Gesetze , die
vom Landtag für dringend erklärt sind , wenn nicht mehr als
ein Viertel sämtlicher Mitglieder des Landtags widersprochen
hat .

Im Kapitel „Staatgewalt " ist beabsichtigt , einige zum Teil
nicht unwesentliche Änderungen vorzunehmen . Während bis -
her jeder Minister in seinem Ressort durchaus selbständig war ,
sieht der § 55 Abs. 1 künftig vor , datz die Leitung des Staates
dem Staatsministerium zusteht unter gemeinsamer Verant -
wortung semer Mitglieder . Innerhalb der vom Staatsmini -
sterium bestimmten Richtlinien führt jedes Mitglied die Ge -
schäfte seines Verwaltungszweiges unter eigener Verantwort -
lichkeit ; das Staatsministerium ist jedoch befugt , die Entfchei -
dung über einzelne dieser Angelegenheiten an sich zu ziehen »
sofern sie von grötzerer politischer Bedeutung sind .

Im § 49 Abs . 2 soll der Regierung ein suspensives Veto -
Recht eingeräumt werden , wenn sie den Beschlüssen des Land -
tages nicht zustimmen zu können glaubt . Der Absatz hat fol -
genden Wortlaut :

„ Das Staatsministerium ist berechtigt , binnen einer
Woche nach der ersten oder zweiten Abstimmung eine
nochmalige Beratung und Abstimmung zu verlangen .

"

Da die Regierung gemäß § 56 in der Zeit , wo der Landtag
nicht beisammen ist, in dringenden Fällen Notgesetze erlassen
darf , wird gemäß § 47 an Stelle des bisherigen Landständi -

Shen
Ausschusses ein ständiger Ausschuß mit den Rechten eines

ntersuchungsausschufses bestellt . Dieser ständige Ausschuß ist
gemäß Z 56 nicht nur bei Erlassung von Notgesetzen , sondern
auch dann zu hören , wenn das Staatsministerium in dringen -
den Fällen Verordnungen oder Verfügungen erläßt , welche
die Errichtung , Veränderung oder Aufhebung von Behörden
oder Stellen betreffen . Das gleiche gilt gemäß § 56 Abs . 3
„ bevor das Staatsministerium nach Artikel 43 Abs . 4 der
Reichsverfassung im Fall von erheblicher Störung oder Ge -
fährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung bei Gefahr
im Verzug über Maßnahmen allgemeiner Art beschließt ".

Die Minister haben künstig , wie dies in den meisten andern
Ländern üblich ist, bei Antritt ihres Amtes einen Eid zu lei -
sten . Der § 52 Abs . 3 führt die hierbei zu gebrauchende Eides -
formel an , jedoch nur die Formel für den weltlichen Eid . Das
Zentrum sieht darin eine unparitätische Behandlung und ver -
langt den Zusatz . Dem Eid kann die religiöse Beteuerung „ so .
wahr mir Gott helfe " oder eine andere religiöse Beteuerung
beigefügt werden . Gegen diesen Zentrumsantrag wandten sich
besonders die Demokraten . Die Sozialdemokraten erklärten
eine endgültige Haltung noch nicht einnehmen zu können , und
so wurde in der ersten Lesung der Antrag des Zentrums mit
Unterstützung der Deutschnationalen und des Landbundes bei
Stimmenthaltung der Sozialdemokraten , Demokraten und der
Deutschen Volkspartei angenommen . Die Entscheidung ist da -
mit auf die zweite Lesung verschoben.

Zu Differenzen führt der § 54, der bisher eine Pensionie -
rung der Minister absolut ausschließt . Eine Klärung dieser
Frage ist in der ersten Lesung noch nicht erfolgt . Es fand zu -
nächst folgende Fassung im Verfassungsausschutz die Zustim -
mung der Mehrheit . „ Auf die Minister findet das Beamten -
gefetz Anwendung , soweit sich aus dieser Verfassung nicht etwas
anderes ergibt . Die Minister erhalten die gesetzlich bestimm -
ten Bezüge , die den Ministern bei ihrem Ausscheiden aus dem
Amt zustehenden Bezüge regelt ein Ausführungsgesetz .

"
Ehe die Frage endgültig geklärt werden kann, werden wohl

die einzelnen Fraktionen nochmals beraten müssen . Das eine
scheint jedoch sicher zu sein, datz es unberechtigt ist, in der Ver¬

fassung die Ministerpension auf alle Kalle
wahrend doch z. B . die Gewährung von Pensionen an Bürger -Meister an kleineren Orten bei längerer Dienstzeit hurrfamit
gebrauchlich ist. Sollte es da ein Unrecht sein, einem MinisterRuhegehalt zu gewahren , wenn er eine entsprechend langrZeit an verantwortungsvollster Slelle dem Staate gedienthat ? Eine entsprechende Karenzzeit wäre allerdings die Vor -
aussetzung . D,e meisten andern deutschen Staaten haben eine
Ministerpension,erung Die hessische Lösung könnte allerdingsfür uns nicht Vorbild sein . Dasselbe sieht ein Ruheaebaltvon 50 Prozent nach sechsmonatlicher Amtsdauer vorDie § § 18 und 19, welche sich auf Kirche und Schule be-
ziehen , erfahren in dem Entwurf zwar eine bedeutsame Ver -
anderung , die sich aber nur aus der Herübernahme der Reichs -
Verfassung ergibt . Zu heftigen Debatten führte jedoch der
Zentrumsantrag , nach § 19 Abs . 3 einzufügen : „ keine Ge -
meinde darf wider ihren Willen zur Übernahme oder Weiter -
Verwendung von Lehrkräften , die Religionsunterricht zu er -
teilen nicht in der Lage sind, gezwungen werden "

. Der An -
trag wurde , wie bereits in der Presse bekannt gegeben , von
der Mehrheit abgelehnt . Es besteht aber kein Zweifel , datz da -
mit über den Zentrumsantrag das letzte Wort noch nicht ge-
sprachen ist.

Der Verfassungsentwurf sieht weiterhin eine Kompetenz ,
erweiterung des Staatsgerichtshofes vor . Derselbe soll künf -
tig nicht nur über Ministeranklagen , sondern auch über Ver -
fassungsstreitigkeiten und Wahlanfechtungen entscheiden . Er
setzt sich zusammen aus dem Landtagspräsidenten , seinen bei -
den Stellvertretern , sieben Landtagsmitgliedern und fünf
Richtern . Das Nähere soll durch ein Gesetz geregelt werden ,mit dem sich der Landtag demnächst befassen wird .

Von der Bedeutung bei der Verfassungsrevision ist schließ-
lich noch die Änderung der Bestimmungen über das Wahlrecht.
Am Proporz wird selbstverständlich festgehalten , dagegen soll
die Zahl der Abgeordneten herabgesetzt werden und auf 75
festgelegt werden . Eine Verbindung des Proporzes mit dem
Einer -Wahlsystem wird angestrebt . Auch hier soll in nächster.
Zeit ein Gesetz vorgelegt werden .

Landwirtschaftlicher Verbandstag
Die grotzen landwirtschaftlichen Verbände — Verband ba¬

discher landwirtschaftlicher Genossenschaften , Badische landwirt¬
schaftliche jHauptgenossenschast , Badische Landwirtschastsbank
und Badischer Molkereiverband , sämtliche mit dem Sitz in
Karlsruhe ■— halten ihre Verbandstag - und Generalversaman -
lungen in diesem Jahre am 17. und 18. Mai in Donaueschin¬
gen ab .

Ans den Parteien
Der Landesausschutz des Badischen Landbundes hat be-

schlössen, bei den Reichstagswahlen mit eigener Liste vorzu -
gehen .

Kommunale Rundschau
Ter Stadtrat Mannheim beschlotz zum Badischen Städte -

tag am 15 . März 1924 in Karlsruhe autzer dem Oberbürger -
meister 5 Stadträte und den Obmann des Stadtverordneten -
Vorstandes zu entsenden . —• Als Bausachverständige Mitglieder
der Ortsbaukommission werden für das Jahr 1924 ernannt :
Architekt P . Detroy (Stellvertreter : Architekt Heinrich Gram -
lich) ; Dipl . -Jng . F . Hoffmann , (Stellvertreter : Ban - Jng .
Paul Bretnütz ) .

Das Ehrenbürgerrecht von Weinheim wurde dem Wen -
walddichter Adam Karrillon verliehen .

Die Schweizer Suppenküche in Offenburg . Die für die
Stadt Offenburg in Aussicht genommene Oltener Suppen »
küche wird nun in den nächsten Tagen eröffnet werden können .
Donnerstag vormittag ist eine Delegation der Schweizer
Hilfsaktion , an der Spitze deren Präsident Morgenthaler , an -
gekommen und hielt am Nachmittag im Rathaussaale mit den,
städtischen Fürsorgeausschutz eine allgemeine Sitzung ab , um
diese Angelegenheit zu regeln . Oberbürgermeister Holter
widmete den Vertretern aus der Schweiz einen herzlichen ^
'Willkommengruß und dankte ihnen für das ins Leben geru -
fene große Werk der Nächstenliebe . Einen tiefen Eindruck
machte auf die Anwesenden die Worte der Schweizer Vertre -
ter , welche in dankenswerter Weise bestreibt sind, dazu beizu -
tragen , die große bittere Not des deutschen Volkes zu mildern .
Zum Schluß des feierlichen Aktes gab der Präsident Morgen -
thaler dem Wunsche Ausdruck , daß das deutsche Volk recht Wß »
aus der bedrängten Lage herauskomme und einer besseren
Zukunft entgegengehe .

Aus der Landeshauptstadt
Veranstaltung des Theaterkulturverbandes

In der Morgenveranstaltung des Theaterkulturverbandes
am Sonntag sprach Dr . K. Goldschmit -iHeidelberg über W .
v . Scholz Schaffen als Dichter unter besonderer Berücksichti -
gung des am nächsten Mittwoch erstmals aufzuführenden
Schauspiels „ Wettlauf mit dem Schatten "

. Scholz ist in sei¬
nen Werken Realist und stand im Ansang seiner dichterischen
Laufbahn ganz unter dem Einffluß Hebbels . Gleich den Dra¬
matikern neuerer Zeit sucht er die Menschennatur auf ewige
und unveränderliche Grundzüge zurückzuführen . Das uner -
forschliche , unsagbar geheimnisvolle Leben erfüllt seine Werke ,
was im „Wettlauf mit dem Schatten "

sich in der Haupthand -
lung ganz besonders äußert . Scholz betrachtet den Dichter als
Hellseher und sucht in dem mysteriösen sechsten Sinne die
Welt zu erobern . Er bejaht die Schicksalsfrage als den Zwang
der Notwendigkeit . W . v . «Scholz war vor seiner dichterischen
Laufbahn Offizier bei den hiesigen Grenadieren . Der inner -
lich tiefdurchdachte Vortrag erntete reichen Beifall . Hieran
anschließend rezitierten Melanie Ermarth und Ulrich v . d.
Trenck-Ulrici einige Gedichte und die Novelle „Der Kopf
am Fenster " . Ph .

Gründung einer Radiotechnischen Gesellschaft in Karlsruhe .
Wie wir hören , fand am letzten «Sonnabend eine vom Ober -
rheinischen Elektrotechnischen Verein Karlsruhe einberufene
Besprechung zur Vorbereitung der Gründung einer Radio »
technischen Gesellschaft Karlsruhe statt , an der außer dem
Vovstand des Oberrheinischen Elektrotechnischen Vereins Ver -
treter der Oberpostdirektion , der Reichstelegraphenverwaltung
und der Reichsbahndirektion , der Vorstand des Landesgewerbe -
amtes , Professoren und Assistenten der Technischen Hochschule,
ein Vertreter des Städt . Gas - , Wasser - und Elektrizitätsamtes
und verschiedene Fachleute der Radiotechnik teilnahmen . Die
Besprochung , in der einmütig die Notwendigkeit erkannt wurde ,
das allgemeine , rege Interesse an der Radiotechnik tatkräftig
und praktisch zu fördern , führte zur Bildung einer Kommis -
sion mit dem Zweck, im Einverständnis und unter Mitwirkung
der Post , der Reichstelegraphenverwaltung und dem auf dem
gesamten «Gebiete der Elektrotechnik tätigen Oberrheinischen
Elektrotechnischen Verein die Gründung einer Radiotechnischen
Gesellschaft Karlsruhe in die Wege zu leiten . Die Gesellschaft
wird sich der Aufgabe widmen , ihren Mitgliedern in rissen -
schaftlicher Weise nicht nur das Wesen des Rundfunks , sondern
das Gebiet der Radiotechnik überhaupt näher zu bringen und



shnen auf Grund der gesetzlichen ivestmrmungen und unter
Berücksichtigung der öffentlichen Verkehrsbelange die Möglich-
keit zur praktischen Betätigung auf dem Gebiet der Funk -
technik zu bieten . Die Erteilung einer Bersuchserlaubnis
für die Mitglieder der Gesellschaft durch, die Postbehörde ist
sicher zu erwarten . Gegen Ende des Monats soll eine Wer-
sammlung der Gesellschaft stattfinden , in der Oberingenieur
Lock von Telesunken, Gesellschaft für drahtlose Telegraphie und
Telephonie , Berlin , einen einführenden Vortrag mit Licht-bildern halten wird . Zeit und Ort werden den Interessenten
noch bekannt gegeben. In , Anschluß hieran ist in nächster
Zeit ein Vortrag des Prof . Hausrath von der Technischen
Hochschule und die Vorführung einer Empfangsanlage mit
Lautsprechern geplant . , •

Wertbeständige Hypotheken auf der Grundlage des Wertes
von Feingold werden bei den gegenwärtigen Geldverhältniffen
sehr häufig bestellt. Als amtlicher festgestellter Preis fürFeingold gilt der im „Reichsanzeiger" bekannt gegebene Lon-
doner Goldpreis . Dy besonders bei Grnndbuchiimtern und
Notariaten das Bedürfnis besteht, diesen Preis jeweils als -bald zu erfahren , werden die im „Reichsanzeiger " etwa alle14 Tage veröffentlichten Säitzp im Handels - und Wirtschafts -
teil der „ Karlsruher Zeitung " mitgeteilt .

Landestheater . In Goethes „Götz von Berlichingen"
, deram Donnerstag , den 13. März , zur Wiederholung gelangt ,wird Herr Paul Smolny vom Stadttheater in Bern in derTitelrolle auf Anstellung gastieren . Die Komödif „Der Blau -

fuchs" von Franz Herczeg wird am Samstag , den 15. März ,zum ersten Male wiederholt . — Am Sonntag , den 16. März ,nachmittags 3 lthr , wird auf vielfachen Wunsch Robert Burk -ners Kindermärchen „Rotkäppchen " zum zweiten Male aufge -
führt . Am Konzerthaus geht abends der drastischeSchwank „Der Mustergatte " von Averh Hopwood zumvierten Male in Szene . — Die „Kanimerspieleim Künstlerhaus " bringen am Mittwoch, den 12. März , alsdrittes Werk seit ihrem Bestehen zum erfften Male das 'Schau-spiel „Der Wettlauf mit dem Schatten " von Wilhelm vonScholz, der auf unserer Landesbühne bisher mit zwei Dramen ,dem Trauerspiel „Der Jude von Konstanz " und der Groteske
„ Vertauschte Seelen " vertreten war . Im „Wettlauf mit demSchatten , der von Felix Baumbach inszeniert wird, sind in dendrei führenden Rollen Melanie Ermarth , Robert Bürkner undUlrich von der Trenck -Ulrici beschäftigt . —> Alexander vonZemlinskh , dessen tragisches Märchen „Der Zwerg " heute ,Dienstag , den 11 . zur 'Erstaufführung gelangt , hat sein per-sönliches Erscheinen für diesen Tag in Aussicht gestellt.

Dandel und MUrtsckatt
Die Ausprägung neuer Reichssilbermllnzen, von denen zu-nächst ein Betrag von 300 Millionen ausgegeben werden soll,wuvde im Reichsrat genehmigt. Die Bedenken, daß durch dieAusprägung neuer Reichsstlbermünzen eine neue Inflationherbeigeführt werden könnte, wurden durch eine Erklärungder Reichsregierunq entkräftet, die wie folgt zu, Protokoll ge¬geben wuvde : „Das zurzeit noch umlaufende Notgeld wirdmit möglichster Beschleunigung aus dem Verkehr gezogen wer -den . Der Reichsminister der Finanzen wird dem Reichs rat je-den Monat den in den Verkehr gegebenen Betrag an Silber -münzen und den Betrag der aus dem Verkehr zurückgezogenenZahlungsmittel bekannt geben. Der Reichsrat kann nach die-ser jeweiligen Bekanntgabe Bedenken gegen die weitere Aus -jgabe der Silbermünzen erheben, diese Ausgabe einstellen undnur nach Einvernehmen mit dem Reichsrat wieder aufneh -men .

" Das Mischungsverhältnis solle 500 Teile Silber und500 Teile Kupfer betragen . Zunächst sollen soviel Münzengeprägt werden, das, auf den Kopf der Bevölkerung fünf Markentfallen . Im Laufe der Zeit soll diese Summe mit Zustim -mum , des Reichsrates auf 10 Mark erhöht werden.Der Freiburgcr Schweinemarkt vom 8. d. M . war mit etwailOO Läufern und 260 Ferkeln befahren, wovon 60 Läufer zu60—120 M., 220 Ferkel zu 20—58 M . pro Paar verkauftwurden . Durchschnittlich wurde bei kleineren Ferkeln für denPfund lebend bis 130 Pfennige , bei Läufern für ein Pfund

lebend 98 Pfg . bezahlt, so daß
' die geringsten Ferkel verhält»nismäßig am teuersten , die Läufer am billigsten standen .

Wegen der allgemeinen Geldknappheit ist trotzdem die Nach-
frage nach Ferkeln stärker als nach älteren Einlegeschweinen,Der Verkehr war ziemlich lebhaft.

Berliner Devisennotierungen
in Millionen Mark

Amsterdam . .
Kopenhagen
Italien . . .
London . . .
Newyork . . .
Paris . . . .
Schweiz . . .
Prag . . . .
Wien (100 Jlrontn)

Die ( teilte Ziffer

11 . Mär ,
Seid

1560100
648 400
174 600

18955000
4190000

154600
724 200
122 100
61800

» rief
1 568 100 '

651 600 8
175 400 »

18045 000 '
4 210500 '

155 400 -
727 800 '
122 500 '

62 200 16l

10.
« eld

566 100
565 600
177 800
955 000
190000
157 600
724 200
122 100
61800

mxt
» rief

1573900 «
568400 »
178400 »

18045 000 '
4210 500 1

158400 »
727 800 »
122 500 »

62 200 "
bedeutet die Zuteilung in Prozent

Wertbeständige Anlagen
Zur Anlage für Mündelgelder und als wertbestiwdige Effektensind zugelassen:

Letzter Kurs : (in Billionen Mark)5°/, Badische Kohlenwert-Anleihe ca.6% Mannheimer Koh .euwert -Anleihe . . . . ca.5% Rhein-Main -Donau -Gold-Anleihe . . . . ca.7°/0 Neckarwerke Goldanleihe ca.5% Preußische Kali-Anleihe pro 100 kg . . . ca.5°/0 Sächsische Roggen-Anleihe pro Ztr . . . . ca .5°/0 Süddeutsche Festwertbank-Oblig ca .
Dollarschatzanweisungen des Deutschen Reichs 87,8°/^d . Rückzw-Goldanleihe d- Deutschen Reiches . . . . ca. 4

Ferner nennen wir noch die nicht mündelsichere5°/0 wertbeständige Anleihe Freudenberg Carl ,G - m. b . H ., Lederfabrik Weinhelm . . . . ca . 1 Billion

11
10
2,25
2
3

1,5

Staatsanzeiger
Verordnung

(vom 10. März 1924)
Die Bollzugsverordnung zum Jmpfgesetz

Die Vollzugsverordnung zum Jmpfgesetz vom 8. März 1920
(Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 159 ) wird unter Auf-
Hebung der Verordnung vom 8 . Februar 1922 , Änderung der
Vollzugsverordnung zum Jmpfgesetz (Gesetz- und V»rord-
nungsblatt Seite 42) wie folgt geändert :

Artikel 1.
§ 13 wird gestrichen .
§ 14 Ziffer c Absatz 2 erhält folgende Fassung :
„Auf jeder Packung müssen angegeben sein : der Name derAnstalt, die den Impfstoff geliefert hat, die Nummer des Ver-fandbuches, der Tag der Abnahme des Impfstoffes , der Tag,bis zu dem der Impfstoff verwendet werden darf , und dieZahl , der in der Verpackung vorhandenen Portionen .

'
Zugleichmit dem Impfstoff ist eine Gebrauchsanweisung abzugeben."

Z 15 erhält folgende Fassung :
„Für die Belieferung der Jmpfärzte mit Impfstoff für die

öffentlichen unentgeltlichen Impfungen sind die hierüber ge -
troffenen besonderen Vorschriften maßgebend.

"
§ 28 Absatz 3 wird wie folgt geändert :
„ Von besonderen bei der Nachschau gemachten Beobachtun-

gen (etwaiger auffallender Mißerfolg oder ungewöhnlicherVerlauf der Schutzpocken) ist die Jmpfanstalt , aus welcher dieLymphe bezogen wurde, auf kürzestem Wege zu verständigen ."In Z 31 Absatz 2 werden die Worte „auf 14. November jedenJahres " ersetzt durch „auf 15. Oktober jeden Jahres ".In § 36 Abs. 1 werden die Worte „und des Verwaltungs -
Hofs"

gestrichen .
§ 37 Absatz 1 kommt in Wegfall.
In § 38 und § 39 ist statt „Verwaltungshof " zu setzen : „Mi -

nisterium des Innern .
"

Artikel L.
Dieje Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung inKraft.
Karlsruhe , den 10. März 1924f Der Minister deS Inner «

Remmele
Nr. 22981 . Anmeldung von öffentlich -rechtliche, ,Forderungen im Ausgleichsverfahren

An die Gemeinden , Bezirksämter und
Landeskommissäre .Die Gemeinden werden auf die Veröffentlichung im Staats -anzeiger vom 1 . März 1924 Nr . 62 über die letzte Anmelde,frist (bis 31 . März 1924 ) für Forderungen im Ausgleichsver-fahren besonders hingewiesen. Auf die diesseitigen s. Zt . auchden Armenverbänden mitgeteilten Runderlasse an die Be-zirksämter vom 17. Juni 1920 Nr . 48623 und 17 . November1920 Nr . 82564 , die Unterstützung Hilfsbedürftiger , wird Be-zug genommen.

Karlsruhe , den 10. März 1924
Der Minister des Innern

I . V. : Leers

personeller Teil
Ernennungen , Versetzungen , Zuruhesetzungen usw.

der Plaiimiisnge » Beamten
Aus dem Bereich des Ministeriums des Innern

Ernannt :
Oberamtmann Adolf Kopp in Oberkirch zum Regierungs -rat und Mitglied des Veöwaltungsrats der Gebäudeversiche.rungsanstalt in Karlsruhe , Regierungsrat Julius Reebstei «beim Verwaltungshof zum Oberamtmann in Ettlingen , Re-

gierungsrat Adolf Schwarz im Ministerium des Innern zum>Amtmann beim Bezirksamt Waldshut .
Versetzt :

Obevamtmann Geh . Regierungsrat Dr . Julius Guth -Benderin Rastatt nach Mannheim , Oberamtmann Geh. Reg.-Rat Dr.Martin Hartmann in Ettlingen nach Konstanz, OberamtmannAlfred Tritscheler in Sinsheim nach Rastatt , OberamtmannPaul Schwoerer in Offenburg nach Freiburg , OberamtmannGeh . Reg .Mat Dr . Franz Popp in Achern nach Oberkirch ,Oberamtmann Friedrich Wenz in Triberg nach Villingen,Oberamtmann Dr . Kurt Sander in Bonndorf nach Meßkirch ,Oberamtmann Max Heß in St . Blasien zum Bezirksamt Frei»bürg , Oberamtmann Friedrich Schmitt in Eberbach zum Be-zirksamt Heidelberg, Oberamtmann Paul Strack in Schwei-gingen zum Bezirksamt Mannheim , Amtmann Walter Schä¬fer beim Bezirksamt Karlsruhe zum Bezirksamt Ettlingen ,Amtmann Ludwig Werber beim Bezirksamt Ettlingen zumBezirksamt Bühl , Amtmann Otto Schmitt beim BezirksamtMannheim zum Bezirksamt Tauberbischofsheim, Amtmann .Dr . Rudolf Maier beim Bezirksamt Offenburg zum Bezirks¬amt Villingen , Amtmann Dr . Wilhelm Compter beim Be-zirksamt Durlach zum Bezirksamt Karlsruhe .
In den einstweiligen Ruhestand versetzt :

Verwaltungsoberinspektvr Christas Häuser beim Verwal -tungshof Karlsruhe , Verwaltungsoberinfpektor Gustav Kiehnlebeim Bezirksamt Freiburg , Verwaltungsinspektor PhilippEnglert beim Bezirksamt Pforzheim , VerwaltungsinspektorHeinrich Teubner beim Bezirksamt Mosbach.
In den Ruhestand versetzt :

Verwaltungsinspektor Friedrich Leuther beim BezirksamtEngen .
Arbeitsministerium

Ernannt :
Regierungsrat Dr . Julius Döpfner in Karlsruhe zum ' Di-rektor des Oberversicherungsamts Karlsruhe , Dr . Karl Hävß -ner, zuletzt Regierungsrat im Ministerium des Innern , zum!Regierungsrat und Mitglied des Oberversicherungsamts Karls -ruhe .

Gestorben:
die Rechtsanwälte Dr . Ludwig Müller in Wiesloch und Her-mann Weil in Freiburg .Badisches Landestheater .

Dienstag , 11. März . I 1/, b . g. 10V2 Uhr . Sp . I 5 .40 M.
Abonnement F 16 .Th .-Gem . B .V .B . Nr . 1101 - 1200 und 2201 —2500.

Zum ersten Male : Dci * ZwergaEin tragisches Märchen für Musik in einem Akt .Frei nach O. Wilde 's „Geburtstag der Infantin " von
Georg C . M . Klaren .Musik von Alexander von Zemlinsky .

Hierauf : Der Ring des Polykrates .Heitere Oper in einem Akt . Frei nach dem gleich¬namigen Lustspiel des H . Teweles .Musik von Erich Wolfgang Komgold .

Kammerspiele im Künstlerhaus .Mittw ., 12. März - 71/,—10Uhr . Saal M .4.50,3 .50,2 .50,2.00Zum ersten Male :Der Wettlauf mit dem Schatten .
Schauspiel in 3 Akten von Wilh . von Scholz .

la. Steinkohlen * *
/ \ Koks, Grudekoks / \
Steinkohlen-u .Braunkohlenbriketts

Brennholz
liefern

Koh !enhande !sgesellschaft
Hauptbüro : Rheinhafen , Nordbeckenstr - 6

Fernsprecher 982 und 5165
StadibUros : Kaiser Straße 118,Fernsprecher 5506
Durlacher Allee 10 (Vertr.: Wilh . Kaeller )Fernsprecher 5724 D .14

Fundsachen betr .Im Monat Februar 1924 wurden eine AnzahlGegenstände aus dem Fundbüro abgeliefert, derenVerzeichnis in der Meldestelle angeschlagen und ausLimmer 18 zur Einsicht aufliegt . V .760Karlsruhe , den 6. März 1924 .L' "disches Bczirtsamt. — Polizeidirektion .

■» Badische Lichtspiele - Kanzerlhaus -

NANUK
der Eskimo

Urgewaltige Naturaufnahmen in über¬
wältigender Großartigkeit $ .177

Erstaufführung
ab Mittwoch , 12 . März, nachm . 4 Uhr und 8 Uhr abends
Vorverkauf Musikhaus Müller , Kaiserstraßeund Papierhandlung Eisele ,Werderplatz 11

■ ■ ■ Preise Mir . 1. 00 , 1. 20 , 0 . 80
V .445 . Ettlingen . Der

Kaufmann Emil Schnurr
und dessen Ehefrau Berta
geb . Zeiser in Busenbach
haben das Aufgebot des
Hypothekenbriefes über
die im Grundbuch von
Busen b ach, Bd . 2 Heft 20,III . Abteilung Nr . 5 zu-
gunisten der Spar - und
Waisenkasse Möhringen
eingetragenen Briefhypo¬
thek für Darlehen in Höhevon 30 000 Mark bearn-
tragt . Der Inhaber der
Urkunde wird aufgefor -
dert , spätestens in dem auf
Montag , de» 28 . April1924, vormittags 9 Uhr,vor dem unterzeichneten
Gerichte anberaumten
Aufgebotstermin seine
Rechte anzumelden und
die Urkunde vorzulegen,
widrigenfalls die Kraftlos -
erklärung der Urkunde er-
folgen wird .
Ettlingen . 5. März 1924 .
Badisches Amtsgericht II .

Lebensrettung betr.
Dem Kaufmannslehrling

Jakob Haas in Heidelberg,
Mittermaierstr . 17 , welcheram 11 . Januar 1924 die
beiden 4 und 6 Jahre alten

Kinder des Gustav Jim -
mermann in Heidelberg
durch mutvolles , entschlos -
senes Handeln vom Tode
des Ertrinkens im Neckar
gerettet hat / wird hiermit

eine öffentliche Belobung
ausgesprochen. V .755
Mannheim , 26. Febr . 1924.Der Landeskommissiir.
Lebensrettung betr .
Dem FortbildungsschülerMartin Holschuh in Heidel-

berg, Eppelheimerlandstr .
22, welcher am 14 . v . Mts .den 14jährigen Volksschüler
Walfred Anker von Hei-
delberg durch mutvolles ,
entschlossenes Handeln vom
Tode des Ertrinkens im
Neckar gerettet hat, wird
hiermit V .756

eine öffentliche Belobung
ausgesprochen.
Mannheim , 26. Febr . 1924.

Der Laudeskommissär .

Besetzungdes KeWezirks
Der Kehvbezirk Meß-

kirch ist frei geworden. Er
umfaßt die Gemeinden
Altheim, Bietingen , Boll,
Buchheim, Göggingen,

Heudorf, Krumbach, Men¬
ningen , Meßkirch, Rohr-
dorf, Rast, Sauldorf ,
Schnerkingen , Sentenhart ,
Wasser und Worndovfi.
Gesuche wollen unter Be-
achtung der KS 6 und 7
der Kaminifegerordnung
binnen 4 Wochen nach
Erscheinen dieser Bekannt -
machung eingereicht irer -
den. V .742
Meßkirch . 8. März 1924 .Bad. Bezirksamt .

Neubesetzung des Um
und kehrbeMs Men¬

dorf betr.
Die Stelle des bisherigen

Inhabers des Kehrbezirks
Psullendorf ist durch Tod
freigeworden . Personen ,
welche den Anforderungendes § 6 der Kaminfeger -
ordnung vom 29 . November
1921 genügen , können sich
innerhalb vier Wochen vom
Tage der Ausgabe der
Zeitung um die Stelle be-
werben. Die Bewerbungen
sind gemäß Z 7 der Kamin -
fegerordnung schriftlichunter Anschluß der erfor-
derlichen Zeugnisse bei uns
einzureichen. V.754

Psullendorf , 8 . März 1924 .
Badisches Bezirksamt.

MWhWftWlW
des Bad . Forstamts Dur -
lach am Donnerstag , den
13 . März 1924 , früh 9
Uhr, im Saale des Gast-
Hauses zur „Blume" in
Durlach aus Staatswald
Distrikt III Rittnert , Abt.4, S , 10, 14, 15, 16 und
Distrikt IV Hundstangen :
Eichen: 2 Ia ., 17 Ib ., 1 Ic .,7 Hb . , 1 111b., 1 IV . , mit
zus . 72,82 Fm . ; Rotbu¬
chen : 15 I ., 18 II ., 6 III .,mit zus. 60,16 Fm . ; Na¬
delstlimine: Fichten : 1 II .,

1 III . , Tannen : 2 IV. mit
zus . 4,31 gm . ; Radelab¬
schnitte : Fichten : 6 I .,211. , Tannen : 4 I ., 8 II „2 III . , Forlen : 22 I . , 131
II ., 28 III . mit zus. 223,24
Festm. Vorzeiger ist För-
ster Reiß im Rittnertwald
beim Thomashof (PostT 'urlach). Matzlisten mit
Loseinteilung durch das
Forstamt . V .688 .2.

Das Bad . Forstamt Karls-
ruhe-Hardt verkauft im Wegedes Freihandverkanfs aus
Staatswald Hardtwald ,
Abteilungen II 21 , 23, IV
12 a und 12 b ea. 138« Fm.
Eichenstaminholz und zwar :
442 I ., 517 II ., 378 III . u.
44 IV . Klasse . V.758
. Angebote in Prozenten der
Landesgrundpreise bis Mon-
tag , den 24. März d, Js . an
das Forstamt erbeten.

Das Holz wird vorgezeigtin Abt. II 21 durch FörsterBauer , Karlsruhe , in Abt.II 23 durch Forstwart Seitz,
Karlsruhe und in den Abt.IV 12 a und IV 12 b durch
Förster L . Heß, Parkhaus .

Auskunft und Maßlisten
durch das Forstamt <Fern -
ruf 377 ) .

des Forstamts Karlsruhe
Dienstag, den 18. März 1924 ,früh 9 Uhr , im Goldenen
Ad!« " (Karlfriedrichstraße)in Karlsruhe : V.759

1 . aus Staatswalduugen:
Distrikt „Kastcnwörth" (Ober-
forstwart Lehn, Forchheim)140 Fm - Laubstammholz
(Eschen , Ahorn, Eichen ,Ulmen, etwas Pappeln u.
Weiden), Distrikt „Forstlach"
(Forstwart Reichert, Dax -
landen ) 50Fm . Laubstamm -
holz (Eichen , Erjen , Buchen,
Eschen ) . 30 Ster Nutzschicht-
holz (Erlen , Eschen ) ;

2 . aus Stadtwald . Karls-
ruhe Distrikt „Großgrund"
bei Daxlanden (Forstwart
Rastetter , Daxlanden > 300
F mLaubstammholz (EschenUlmen, Eichen , Pappeln ),160 Ster Nutzschichtholz
(Eschen, Ulmen, Eichen,
Akazien , Pappeln ).

Näheres , auch Losaus -
züge durch das Forstamt .

Forstamt Renchen ver-
steigert am Montag , de»
17. März d. I ., vormlt-
tags 8 Uhr im iGasthauS
zum Bären in Renchenaus dem Staatswakd
„ Mührig " in kleineren u.
größeren Losen rund 350
Festmeter Laubftammholz,
vorwiegend Erlen und
Eschen , ferner 12 Ster
Eichen -Küferholz . Los-
Verzeichnisse durch das
Forstamt . Aus dem Psarr -
wald Renchen werden Ei -
chen, Eschen , Hainbuchen,
Akazien, i. g . rund 60
Festmeter mitversteigert.
Vorzeiger für Staatswald
und Pfarrwald Forstwart
Weisenbach in Wagshurst .

HGerfteiMW .
Bad. Forstamt Stockach

versteigert in kleineren u.
größeren Losen am Sams -
tag , den 15 . März d. I .»
morgens %10 Uhr, im
Stengele 'schen Saale in
Stockach 664 Ster Brenn -
holz (484 Ster buchene
Scheiter II , 17 Ster Na-
delscheiter , 163 Ster buch.
Prügel ) aus Staatswald -
abt . XIX 14 , 20 und W
bei Heudorf . Jim Anschlus -
se hieran kommen zirka
50 Festmeter Fichten- und
Forlenlangholz in kleine-
ren Losen zum Aus^ebot.
Nähere Auskunft durch
das Forstamt . V .444

Druck G. Braun . Karlsruhe,
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